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[bookmark: _Hlk150413141]Vorlage für eine
Verpflichtungserklärung bzw. Vertraulichkeitserklärung
nach den Vorgaben des Schweizer Bundesgesetzes über den Datenschutz (Datenschutzgesetz – DSG) und der Verordnung über den Datenschutz (DSV)

[bookmark: _Toc121232527]Erläuterungen zu dieser Vorlage 
Die Vorlage ist nicht abschliessend und umfasst unter Umständen nicht alle erforderlichen Elemente. Zudem können in der Vorlage Elemente enthalten sein, die auf einzelne Unternehmen nicht zutreffen. Es ist daher stets eine entsprechende Anpassung und Ergänzung der Vorlage durch den jeweiligen Verantwortlichen erforderlich. Hinweise dazu finden Sie ggfs. in den Kommentaren. 
Nutzungshinweise für unser kostenloses Template
Diese Vorlage wird von den Spezialisten von activeMind.ch erstellt und regelmässig aktualisiert. Das Template kann nicht auf alle denkbaren Spezialfälle eingehen. Eine datenschutzrechtliche oder sonstige anwaltliche Beratung kann und soll es nicht ersetzen. 
Jegliche Haftung ist ausgeschlossen!
Alle Rechte an der Vorlage bleiben vorbehalten. Der Einsatz des von uns zur Verfügung gestellten Textes ist Ihnen zu eigenen (auch kommerziellen) Zwecken erlaubt und frei möglich.
Wir bieten für diesen kostenfreien Dienst weder Support noch Beratung an und bitten höflich, von entsprechenden Anfragen abzusehen.
Wenn Sie die Vorlage oder Teile davon veröffentlichen, sind der Hinweis und der Link auf htttps://www.activemind.ch auf jeden Fall im Text zu belassen. 

Protokoll zur Verpflichtungserklärung
auf Wahrung der Vertraulichkeit und Beachtung des Datenschutzes, insbesondere des Bundesgesetzes über den Datenschutz (DSG) und der Verordnung über den Datenschutz (DSV) (Art. 5 DSG, Art. 6 DSG, Art. 7 DSG im Vermessen mit Art. 2 lit. a DSV, Art. 3 Abs. 1 DSV, Art. 62 DSG). 
Sehr geehrte(r) [Vorname] [Nachname], 
nachfolgend weisen wir Sie auf gesetzliche Bestimmungen zur Geheimhaltung hin, die Sie im Rahmen Ihrer Tätigkeit bei/für [Unternehmen] einzuhalten haben.
Ihre Verpflichtung besteht ohne zeitliche Begrenzung und auch nach Beendigung Ihrer Tätigkeit fort.
Verstösse gegen diese Verpflichtung, können mit arbeitsrechtlichen Konsequenzen, Geldbusse und/oder Freiheitsstrafe geahndet werden.  
Auch (zivilrechtliche) Schadenersatzansprüche können sich aus schuldhaften Verstössen gegen diese Verpflichtung ergeben. Ihre sich aus dem Dienstleistungsvertrag oder gesonderten Vereinbarungen ergebende Vertraulichkeitsverpflichtung werden durch diese Erklärung nicht berührt.
Die Verpflichtungserklärung auf Wahrung der Vertraulichkeit und Beachtung des Datenschutzes (Art. 5 DSG, Art. 6 DSG, Art. 7 DSG im Vermessen mit Art. 2 lit. a DSV, Art. 3 Abs. 1 DSV, Art. 62 DSG) sowie die Abschrift der genannten Vorschriften (Merkblatt) wurde Ihnen ausgehändigt.
Die verpflichtete Person 
· erklärt, von dem Inhalt der genannten Bestimmungen unterrichtet worden zu sein und das Merkblatt erhalten zu haben. 
· ist darauf hingewiesen worden, dass es untersagt ist, geschützte Personendaten unbefugt zu einem anderen als dem zur jeweiligen rechtmässigen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu erheben, zu bearbeiten, bekannt zu geben, zugänglich zu machen oder zu nutzen. 
· ist darauf hingewiesen worden, dass die Verpflichtungen auch nach Beendigung der Tätigkeit fortbestehen. Die verpflichtete Person verpflichtet sich, diese Bestimmungen einzuhalten. 
· unterschreibt dieses Protokoll zum Zeichen der Genehmigung und bestätigt gleichzeitig den Empfang einer Abschrift der Niederschrift und der vorgenannten Vorschriften.
Ein unterschriebenes Exemplar dieses Schreibens reichen Sie bitte an [Ansprechpartner] zurück.	Comment by Autor: Z.B. Abteilungsleitung, Personalabteilung, Datenschutzbeauftragter

Ort, Datum				Unterschrift Verantwortlicher	Comment by Autor: Auf diese Unterschrift kann ggfs. auch verzichtet werden. Löschen Sie in diesem Fall einfach diese Zeile. 

Über die Verpflichtung auf die Wahrung der Vertraulichkeit, Beachtung des Datenschutzes und die sich daraus ergebenden Verhaltensweisen wurde ich unterrichtet. Das Merkblatt zur Verpflichtungserklärung mit dem Abdruck der hier genannten Vorschriften habe ich erhalten.

Ort, Datum				Unterschrift verpflichtete Person


Verpflichtungserklärung
Wahrung der Vertraulichkeit und Beachtung des Datenschutzes
Da Sie im Rahmen Ihrer Tätigkeit möglicherweise mit Personendaten in Kontakt kommen, verpflichte ich Sie hiermit zur Beachtung des Datenschutzes, insbesondere zur Wahrung der Vertraulichkeit.
Ihre Verpflichtung besteht umfassend. Sie dürfen Personendaten selbst nicht ohne Befugnis bearbeiten und Sie dürfen anderen Personen diese Daten nicht unbefugt mitteilen oder zugänglich machen. Sie sind insbesondere verpflichtet, die datenschutzrechtlichen Vorgaben und Weisungen im Unternehmen zu beachten.
Unter einer Bearbeitung versteht das Bundesgesetz über den Datenschutz (Datenschutzgesetz, DSG) jeden Umgang mit Personendaten, unabhängig von den angewandten Mitteln und Verfahren, insbesondere das Beschaffen, Speichern, Aufbewahren, Verwenden, Verändern, Bekanntgeben, Archivieren, Löschen oder Vernichten von Daten.
Personendaten im Sinne des DSG sind alle Angaben, die sich auf eine bestimmte oder bestimmbare natürliche Person beziehen: Als bestimmbar wird ein Mensch angesehen, der direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen bestimmt werden kann, die Ausdruck seiner physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität sind.
Personendaten dürfen nur zu einem bestimmten und für die betroffene Person erkennbaren Zweck beschafft werden; sie dürfen nur so bearbeitet werden, dass es mit diesem Zweck vereinbar ist.
Die Grundsätze des DSG für die Bearbeitung von Personendaten sind in Art. 6 DSG (siehe Merkblatt) festgelegt. 
Verstösse gegen Datenschutzbestimmungen können eine Verletzung arbeits- oder dienstrechtlicher Pflichten bedeuten und entsprechende Konsequenzen haben.
Datenschutzverstösse sind ebenfalls mit möglicherweise sehr hohen Bussgeldern für das Unternehmen bedroht, die gegebenenfalls zu Ersatzansprüchen Ihnen gegenüber führen können.
Hinweise bei Tätigkeit für Berufsgeheimnisträger	Comment by Autor: Falls nicht zutreffend, diese Absätze löschen. 
Im Rahmen Ihrer Tätigkeiten kommen Sie möglicherweise auch mit „geheimen Personendaten“ in Kontakt. Dies sind Informationen, die uns im Rahmen unserer Berufsausübung anvertraut werden und an deren Geheimhaltung der Betroffene ein sachliches Interesse hat. 
Unabhängig von der vorgenannten datenschutzrechtlichen Verpflichtung haben Sie über diese Informationen strikte Verschwiegenheit zu wahren. Verstösse gegen diese Schweigepflicht sind nach Art. 62 DSG strafbar und ggfs. nach Art. 321 StGB. 

Ihre Verpflichtung besteht ohne zeitliche Begrenzung und auch nach Beendigung Ihrer Tätigkeit fort.



MERKBLATT - Abschrift der gesetzlichen Vorschriften
Abschrift des Bundesgesetzes über den Datenschutz (Datenschutzgesetz, DSG), und der Verordnung über den Datenschutz (Datenschutzverordnung, DSV) Art. 5 DSG, Art.6 DSG, Art. 7 DSG i.V.m. Art. 2 lit. a DSV, Art. 3 Abs. 1 DSV, Art. 62 DSG und Art. 321 StGB	Comment by Autor: Nur für Berufsgeheimnisträger, ggfs, löschen. 
Art. 5 DSG Begriffe
In diesem Gesetz bedeuten:
1. „Personendaten“ alle Angaben, die sich auf eine bestimmte oder bestimmbare natürliche Person beziehen;
2. „Bearbeitung“ jeder Umgang mit Personendaten, unabhängig von den angewandten Mitteln und Verfahren, insbesondere das Beschaffen, Speichern, Aufbewahren, Verwenden, Verändern, Bekanntgeben, Archivieren, Löschen oder Vernichten von Daten;
Art. 6 DSG Grundsätze 
1. Personendaten müssen rechtmässig bearbeitet werden.
2. Die Bearbeitung muss nach Treu und Glauben erfolgen und verhältnismässig sein.
3. Personendaten dürfen nur zu einem bestimmten und für die betroffene Person erkennbaren Zweck beschafft werden; sie dürfen nur so bearbeitet werden, dass es mit diesem Zweck vereinbar ist.
4. Sie werden vernichtet oder anonymisiert, sobald sie zum Zweck der Bearbeitung nicht mehr erforderlich sind.
5. Wer Personendaten bearbeitet, muss sich über deren Richtigkeit vergewissern. Sie oder er muss alle angemessenen Massnahmen treffen, damit die Daten berichtigt, gelöscht oder vernichtet werden, die im Hinblick auf den Zweck ihrer Beschaffung oder Bearbeitung unrichtig oder unvollständig sind. Die Angemessenheit der Massnahmen hängt namentlich ab von der Art und dem Umfang der Bearbeitung sowie vom Risiko, das die Bearbeitung für die Persönlichkeit oder Grundrechte der betroffenen Personen mit sich bringt.
6. Ist die Einwilligung der betroffenen Person erforderlich, so ist diese Einwilligung nur gültig, wenn sie für eine oder mehrere bestimmte Bearbeitungen nach angemessener Information freiwillig erteilt wird.
7. Die Einwilligung muss ausdrücklich erfolgen für:
a. die Bearbeitung von besonders schützenswerten Personendaten;
b. ein Profiling mit hohem Risiko durch eine private Person; oder
c. ein Profiling durch ein Bundesorgan.
Art. 7 DSG Datenschutz durch Technik und datenschutzfreundliche Voreinstellungen
1. Der Verantwortliche ist verpflichtet, die Datenbearbeitung technisch und organisatorisch so auszugestalten, dass die Datenschutzvorschriften eingehalten werden, insbesondere die Grundsätze nach Artikel 6. Er berücksichtigt dies ab der Planung.
2. Die technischen und organisatorischen Massnahmen müssen insbesondere dem Stand der Technik, der Art und dem Umfang der Datenbearbeitung sowie dem Risiko, das die Bearbeitung für die Persönlichkeit oder die Grundrechte der betroffenen Personen mit sich bringt, angemessen sein.
3. Der Verantwortliche ist verpflichtet, mittels geeigneter Voreinstellungen sicherzustellen, dass die Bearbeitung der Personendaten auf das für den Verwendungszweck nötige Mindestmass beschränkt ist, soweit die betroffene Person nicht etwas anderes bestimmt.
Art. 2 DSV Ziele
Der Verantwortliche und der Auftragsbearbeiter müssen technische und organisatorische Massnahmen treffen, damit die bearbeiteten Daten ihrem Schutzbedarf entsprechend:
a. nur Berechtigten zugänglich sind (Vertraulichkeit);
Art. 3 DSV Technische und organisatorische Massnahmen
1. Um die Vertraulichkeit zu gewährleisten, müssen der Verantwortliche und der Auftragsbearbeiter geeignete Massnahmen treffen, damit:
a. berechtigte Personen nur auf diejenigen Personendaten Zugriff haben, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen (Zugriffskontrolle);
b. nur berechtigte Personen Zugang zu den Räumlichkeiten und Anlagen haben, in denen Personendaten bearbeitet werden (Zugangskontrolle);
c. unbefugte Personen automatisierte Datenbearbeitungssysteme nicht mittels Einrichtungen zur Datenübertragung benutzen können (Benutzerkontrolle).
Art. 62 DSG Verletzung der beruflichen Schweigepflicht	Comment by Autor: Nur für Berufsgeheimnisträger, ggfs. löschen
2. Wer geheime Personendaten vorsätzlich offenbart, von denen sie oder er bei der Ausübung ihres oder seines Berufes, der die Kenntnis solcher Daten erfordert, Kenntnis erlangt hat, wird auf Antrag mit Busse bis zu 250 000 Franken bestraft.
3. Gleich wird bestraft, wer vorsätzlich geheime Personendaten offenbart, von denen sie oder er bei der Tätigkeit für eine geheimhaltungspflichtige Person oder während der Ausbildung bei dieser Kenntnis erlangt hat.
4. Das Offenbaren geheimer Personendaten ist auch nach Beendigung der Berufsausübung oder der Ausbildung strafbar.
Art. 321 StGB - Verletzung des Berufsgeheimnisses
1. Geistliche, Rechtsanwälte, Verteidiger, Notare, Patentanwälte, nach Obligationenrecht435 zur Verschwiegenheit verpflichtete Revisoren, Ärzte, Zahnärzte, Chiropraktoren, Apotheker, Hebammen, Psychologen, Pflegefachpersonen, Physiotherapeuten, Ergotherapeuten, Ernährungsberater, Optometristen, Osteopathen sowie ihre Hilfspersonen, die ein Geheimnis offenbaren, das ihnen infolge ihres Berufes anvertraut worden ist oder das sie in dessen Ausübung wahrgenommen haben, werden, auf Antrag, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.
Ebenso werden Studierende bestraft, die ein Geheimnis offenbaren, das sie bei ihrem Studium wahrnehmen. 
Die Verletzung des Berufsgeheimnisses ist auch nach Beendigung der Berufsausübung oder der Studien strafbar.
2. Der Täter ist nicht strafbar, wenn er das Geheimnis auf Grund einer Einwilligung des Berechtigten oder einer auf Gesuch des Täters erteilten schriftlichen Bewilligung der vorgesetzten Behörde oder Aufsichtsbehörde offenbart hat.
3. Vorbehalten bleiben die eidgenössischen und kantonalen Bestimmungen über die Melde- und Mitwirkungsrechte, über die Zeugnispflicht und über die Auskunftspflicht gegenüber einer Behörde.

Dieses Informationsschreiben wurde mit Hilfe von www.activemind.ch erstellt – den Experten für Datenschutz und Informationssicherheit.
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